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15. A p r i l : Die European Bank for 
Reconslruction and Development 
(EBRD) wird in London gegründet, 

Aus land 

mit dem Ziel, den osteuropäischen 
Ländern beim Aufbau ihrer Marktwirt­
schaft Finanzierungshilfe zu bieten In 
den ersten 5 Jahren wird mit einem 
Kreditvolumen von; 5,5 Mrd. ECU und 
weiteren 600 Mill ECU . Direktbeteili­
gungen gerechnet1). 

27. A p r i l : Die Finanzminister und 
Notenbankchefs der USA, Japans, Ka­
nadas, Englands, Frankreichs, Italiens 
und der BRD streben mittelfristig eine 
Zinssenkung an, um die Weltkonjunk­
tur zu stimulieren und der Inflations-
gefahr. entgegenzuwirken.. Gleichzei­
tig verpflichten sich die „Goßen Sie­
ben" anläßlich ihres Treffens in Wash­
ington, auf den Devisenmärkten zu 
kooperieren. 

1. M a i : Die Notenbank der USA 
senkt den Diskontsatz von 6% auf 
5,5% 

14, M a i : In den Verhandlungen zur 
Schaffung des EWR einigt man sich 
über einen . unabhängigen Gerichts­
hof Weiterhin offen bleiben die Fra­
gen der Fischereirechte, des Beitrags 
der EFTA zum regionalen Ausgleich 
(Kohäsion) und des Alpentransits. 

17. M a i : Polen hebt die seit 1990 be­
stehende Bändung des Zloty an den 
Dollar auf. In Zukunft orientiert sich 
diese Währung an einem gewichteten 
Währungskorb und wertet damit ge­
genüber dem Dollar um 16,85% ab. 

Die Verhandlungen zwischen EG und 
EFTA über die Schaffung des 

Europäischen Wirtschaftsraums 
konnten bis Ende Juni nicht 
abgeschlossen werden. Zur 

Unterstützung der Wirtschaft 
Ostdeutschlands wird in der BRD eine 
Solidaritätsabgabe auf alle Löhne und 

Einkommen eingeführt. 

Die Schwedische Währung koppelt 
ihren Kurs an die ECU mit. einer 
Schwankungsbreite von +1,5% 

3„ J u n i : Nach Norwegen und Schwe­
den bindet nun auch Finnland seine 
Währung an die ECU 

7 j U m i : Der Deutsche Bundestag 
verabschiedet den ersten Gesamt­
deutschen Haushalt. Für 1991 sind 
Gesamtausgaben von 410 Mrd: DM 
vorgesehen, davon mehr als ein Fünf­
te! für Ostdeutschland- Zur Finanzie­
rung dieser Ausgaben, erhöht 
Deutschland seine Schuldenaufnah­
men gegenüber dem Vorjahr . um 
23 Mrd... DM auf 66,4 Mrd DM 

20. J u n i : Mit einer Abstimmung im 
Deutschen Bundestag wird entschie­
den, daß sowohl Bundesregierung als 
auch Bundestag in 4 Jahren von Bonn 
nach Berlin übersiedeln. 

23., J u n i : Anläßlich eines Treffens in 
London verpflichten sich die „Großen 
Sieben", den Dollar auf den internatio­
nalen Devisenmärkten durch gemein­
same Interventionen zu stabilisieren 
Diskutiert werden auch die Wirt­
schaftshilfe für die UdSSR sowie der 
Vorschlag, ihr Assoziierung im inter­
nationalen Währungsfonds zu gewäh­
ren 

25. J u n i : Slowenien und Kroatien er­
klären ihre Selbständigkeit und Unab­
hängigkeit 

Der Abschluß der EWR-Verhandlun-
gen in Salzburg verzögert sich Eini­
gung über Forderungen der EG in be-
zug auf die Kohäsionsfrage sowie die 
Höhe der Fischfangquoten soll nun 
bis 31 Juli erreicht werden Im Früh­
herbst soll der EWR-Vertrag unter­
zeichnet werden, er könnte damit am 
1 Jänner 1993 in Kraft treten 

1. J u l i : Mit der Erhöhung verschie­
dener Steuern in der BRD sollen die 
durch den Golfkrieg, die Wiederverei­
nigung und die Wirtschaftshilfe für 
Osteuropa entstandenen Budgetbela­
stungen gesenkt werden Die einzel­
nen Maßnahmen umfassen: 
— Erhöhung der Mineralölsteuer für 

Benzin um 22 und 25 Pfennig je 
Liter (Normal- und Superbenzin), 
für Diesel um 10 Pfennig und für 
Heizöl um 2,34 Pfennig je Liter, 

— Erhöhung der Versicherungssteu­
er um 3 Prozentpunkte auf 10%, 

— Anhebung der Tabaksteuer um 
1 Pfennig je Zigarette, 

— einen linearen Solidaritätszu­
schlag von 7 5% auf die Steuer­
schuld beim Lohnsteuerabzug so­
wie auf die Einkommensteuer-
und KÖrperschaftsteuervoraus-
zahlungen vom 1 Juli 1991 bis 
30 Juni 1992 

Daraus ergeben sich für Deutschland 
1991 Mehreinnahmen von insgesamt 
17,7 Mrd DM und 1992 von 
28 Mrd DM 

Ö s l e t i e i c h 

1 A p r i l : Mit dem Sozialversiche-
rungs-Änderungsgesetz 1991 werden 
die Ruhensbestimmungen aufgeho-
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ben Alterspensionisten — Männer 
über 65 und Frauen über 60 Jahre, die 
ihr ßeschäftigungsverhältnis gelöst 
haben — können jeder — auch versi­
cherungspflichtigen — Tätigkeit 
nachgehen, ohne ihren Anspruch auf 
den Pensionsbezug zu verlieren. Für 
ein neues Dienstverhältnis mit dem­
selben Dienstgeber muß eine Frist 
von sechs Monaten gewahrt werden, 
außer es fällt unter die Geringfügig­
keitsgrenze von 2.772 S pro Monat 
oder gilt als nichtversicherungsrecht-
iiche Tätigkeit Frühpensionisten dür­
fen, soll ihr Pensionsanspruch auf­
recht bleiben,, nur bis zur Geringfü­
gigkeitsgrenze dazuverdienen. 
Dieses Gesetz regelt auch eine Boni­
fikation für späte Inanspruchnahme 
der Pension: Frauen erhalten-ab dem 
60. Lebensjahr um 2% , Männer und 
Frauen ab dem 65 Lebensjahr um 3%, 
ab dem 70: Lebensjahr um 5% mehr 
Pension je weitere zwölf . Versiche­
rungsmonate 

Die Gehälter der Innendienstmitarbei­
ter der Versicherungen, werden: um. 
6,4% und zusätzlich um einen einheit­
lichen Beitrag von 30 S pro Monat er­
höht 

iv M a i : Die Tariflöhne der kaufmänni­
schen Angesteilten von Tages- und 
.Wochenzeitungen . werden um 7,7% 
angehoben (Mindesterhöhung 1.100 S 
pro Monat). ; 

r 13.-16. M a i : Die Wiener Bevölke­
rung entscheidet sich in einer Volks­
befragung (Beteiligung 44%) mit 65% 
der abgegebenen Stimmen gegen 
eine Weltausstellung 1995 in Wien und 
mit 73% für die Errichtung des Donau­
kraftwerks Freudenau 

Der bilaterale Transitvertrag zwischen 
Österreich und Italien soll als 

Grundlage für Verhandlungen mit der 
EG dienen. Das ursprünglich von 

Österreich aus den EWR-
Verhandlungen ausgeklammerte 

Transitproblem scheint nach den in 
Salzburg verzögerten 

Vertragsverhandlungen als ungeklärte 
Frage auf.. Österreich wird sich nach 
dem Ergebnis der Volksbefragung in 

Wien nicht an der gemeinsam mit 
Ungarn geplanten Weltausstellung 

1995 beteiligen. Ungarn dürfte dieses 
Projekt 1996 allein verwirklichen., 

J u n i : Frauen, die keinen Anspruch 
auf Karenzurlaubsgeld haben, erhal­
ten rückwirkend mit 1. Jänner 1991 
12.000 S: Nichterwerbstätige als 
Zuschlag zur Geburtenbeihilfe, Er­
werbstätige als Zuschuß zur Familien­
beihilfe, wenn das. Familieneinköm-
rhen 30.000 S pro Monat nicht über­
steigt. 

2 , J u n i : Die ÖBB führen den „Neuen 

Austrotakt" ein Mit 1 Juli werden die 
Beförderungstarife für den Personen­
verkehr um rund 5% erhöht 

3. Jun i : Österreich und italien unter­
zeichnen ein neues Transitabkom­
men, das für italienische Lkw eine 
Obergrenze von 222 000 Durchfahrts-
genemigungen pro Jahr sicherstellt 
Um die Verlagerung des Schwerver­
kehrs von der Straße auf die Schiene 
zu forcieren, wird für je zwei Fahrten 
im Kombinierten Verkehr eine zusätz­
liche Durchfahrtsgenehmigung ge­
währt 

27 J u n i : Die Sozialpartner einigen 
sich über die Ladenschlußzeiten Die 
Geschäfte dürfen an Wochentagen 
von 6 bis 19 30 Uhr und an einem Wo­
chentag bis 21 Uhr geöffnet haben, 
mit Beibehaltung des langen Ein­
kaufsamstag einmal pro Monat Uber­
stunden ab 18 30 Uhr werden mit 
einem Überstundenzuschlag von 70% 
ab 20 Uhr mit 100% abgegolten In 
Tourismusgebieten dürfen die Ge­
schäfte im Sommer bis 21 Uhr im 
Winter bis 20 Uhr und an allen Sams­
tagen bis 18 Uhr offenhalten Da das 
Gesetz frühestens am 9 Juli im Natio­
nalrat beschlossen werden kann, wer­
den die Öffnungszeiten von 1 bis 
9 Juli nicht geregelt sein 

Abgeschlossen am 1 Juli 1991 
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